
Beschluss: Nicht nur der Krieg, auch der Frieden muss finanziert
werden!

Für das Sicherheitspaket II werden über 500 Mio. DM eingeplant.
Der geplante Militäreinsatz der Bundeswehr soll dieses Jahr noch 50 Mio. DM, nächstes Jahr vor-
aussichtlich ebenfalls rund 500 Mio. DM kosten dürfen.
Während wir so die Ausgaben für unsere „innere und äussere Sicherheit“ massiv erhöhen, sind die
Ausgaben der deutschen Bundesregierung wie auch vieler Landesregierungen für Entwicklungspo-
litik auf einem historischen Tiefstand angelangt. Dies ist eine untragbare Situation. Nur wer hilft,
größere Gerechtigkeit zwischen Nord und Süd zu schaffen, nur wer dazu beiträgt, die Leben-
schancen der Menschen in Afrika, in Palästina, in Afghanistan und anderswo zu verbessern, nur
wer frühzeitig in sich entwickelnde Konflikte vermittelnd eingreift, kann die Spirale der Gewalt und
des Terrorismus nachhaltig stoppen.
Bündnis 90 / Die Grünen fordern deshalb: Im Bundeshaushalt 2002 müssen für Maßnahmen der
Entwicklungshilfe und der Konfliktprävention Mittel in ähnlicher Höhe eingestellt werden, wie für
Sicherheitspaket II und Bundeswehreinsätze im Ausland zusammen bereitgestellt werden sollen.
Schwerpunkte der damit zusätzlich finanzierten Aktivitäten sollen sein:
- die Unterstützung von NGOs, die sich für Demokratisierung und Konfliktbewältigung einset-

zen;
- zusätzliche Finanzmittel zum Ausbau des Zivilen Friedensdienstes (ZFD);
- der Aufbau politisch unabhängiger Medienprojekte, insbesondere demokratisch orientierter

Rundfunk- und Fernsehanstalten, schwerpunktmässig im Nahen Osten sowie in Südosteuropa;
- besondere  aussen- und entwicklungspolitische Aktivitäten, die geeignet sind, den Frie-

densprozess in Palästina neu in Gang zu bringen und die politische, soziale und wirtschaftliche
Situation in den Selbstverwaltungsgebieten nachhaltig zu verbessern.

Nach dem Abschluss der Militäraktionen in Afghanistan werden umfangrei-
che Wiederaufbaumaßnahmen notwendig werden. Diese sollen ausdrücklich
nicht aus dem obengenannten Topf, sondern getrennt finanziert werden.
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